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Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
An die 
Mitglieder
des Ausschusses für Umwelt, Energie und 
Verkehr

Geschäftsführung:

Telefon:
Telefax:
E-Mail:

Öffnungszeiten:

Jochen Friedrich

06421 201-1405
06421 201-1406
jochen.friedrich@marburg-stadt.de

Montag, Mittwoch, Freitag von 8 – 12 Uhr 
Donnerstag von 15 – 18 Uhr
und nach Vereinbarung

Marburg, 09.09.2019

Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Verkehr (öffentlich)

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu einer Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Verkehr (öffentlich) der 
Stadtverordnetenversammlung am

Dienstag, den 17.09.2019, 18:00 Uhr,
Sitzungssaal Barfüßerstr. 50, 35037 Marburg

lade ich Sie hiermit fristgerecht ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

 1 Eröffnung der Sitzung

 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 20.08.2019

 3 Bericht(e) aus den Arbeitsgruppen zur Lokalen Agenda 21

 4 Anträge der Fraktionen

 4.1
Antrag der Fraktion B90/die Grünen betr.: Kommunale Strategie zur 
nachhaltigen Reduzierung des Eintrags von Mikroplastik in lokale 
Fließgewässer und Böden

VO/6382/2018

 4.2 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Sicherung des 
Fahrradverkehrs auf der Weidenhäuser Brücke VO/6946/2019

 4.3 Antrag der Fraktionen von SPD, BfM und CDU betr. multiresistente 
Keime in Gewässern VO/6974/2019

 4.4 Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr.: Multiresistente Keime in 
der Lahn in Marburg VO/6981/2019
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 4.5 Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und BfM betr. Maßnahmen zur 
Begrünung von Dachflächen VO/6989/2019

 4.6 Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und BfM betr. Abstellplätze für 
Fahrräder im Umfeld des Marktplatzes VO/6990/2019

 4.7 Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und BfM betr. Fahrradgaragen VO/6991/2019

 4.8 Antrag der Fraktion Marburger Linke bzgl. Ausweitung der 
Mitnahmeregelung der ÖPNV-Jahreskarte VO/6532/2018

 5 Verschiedenes

 

Mit freundlichen Grüßen
gez.

Dr. Karsten McGovern
Vorsitzender
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6382/2018
öffentlich
09.08.2018

Antragstellende Fraktion/en: B90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion B90/die Grünen betr.: Kommunale Strategie zur nachhaltigen Re-
duzierung des Eintrags von Mikroplastik in lokale Fließgewässer und Böden

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird beauftragt

1. für die Universitätsstadt Marburg eine Strategie mit dem Ziel zu entwickeln, den Ein-
trag von Mikroplastik in die lokalen Fließgewässer und Böden nachhaltig zu reduzie-
ren.

2. dazu klare Maßnahmen und Umsetzungsziele zu formulieren.
3. die erarbeitete Strategie, den Maßnahmenkatalog und die Umsetzungsziele der Stadt-

verordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen.

Begründung:

Schon seit längerem beunruhigen Nachrichten über die erschreckende Zunahme von Mikro-
plastikteilchen in Flüssen, Seen und Meeren (feste und unlösliche synthetische Polymere 
(Kunststoffe), die kleiner als fünf Millimeter sind). Aber auch die Böden unserer landwirtschaftli-
chen Nutzflächen sind davon massiv betroffen.

Die Auswirkungen dieser massiven Form von Umweltverschmutzung beginnen uns erst so 
langsam klar zu werden. Tiere und Pflanzen nehmen diese Mikroplastikteilchen aus Böden 
und Wasser auf, und damit gelangen die Teilchen zunehmend in die Nahrungsketten, an de-
ren Ende auch die Menschen betroffen sind. Die Folgen sind im Detail noch nicht erforscht. 
Aber wir wissen, dass das massive gesundheitliche Folgen haben wird.

Auch wenn die EU, die Bundesregierung und die Landesregierungen in der Verantwortung 
stehen auf gesetzlichem Wege dem entgegen zu wirken, ist es kommunale Aufgabe vor Ort 
dafür zu sorgen, das Anfallen von Mikroplastik und den damit einhergehenden Eintrag in Bö-

zu TOP 4.1
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den und Gewässer nachhaltig zu reduzieren. Denn Mikroplastik kommt hier und jetzt in die 
Umwelt – auch in Marburg.

Verantwortlich dafür sind mehrere Quellen. Wir haben sicher in Marburg keinen Einfluss auf 
den  Anstrich von Seeschiffen. Der Blick auf die Graphik der IUCN (International Union for 
Conservation of Nature and Natural Resources; deutsch „Internationale Union zur Bewahrung 
der Natur und natürlicher Ressourcen“ jedoch zeigt, welche Quellen für Mikroplastik auch in 
Marburg beeinflusst werden können.

So kann z.B. der Reifenabrieb durch die Auswahl von Straßenbelägen und Reduzierung des 
Kraftfahrzeugverkehrs reduziert werden. Auch auf den Stadtstaub und die Art der Fahrbahn-
markierungen kann die Universitätsstadt Einfluss nehmen. Ergänzend können lokale Informati-
onskampagnen über Alternativen zu schädlichen Textilien und Pflegeprodukten aufklären.

Dies muss sich der Magistrat zur Aufgabe machen und geeignete Maßnahmen in einer Stra-
tegie zusammenfassen. Damit eine solche Strategie auch wirksam umgesetzt werden kann, 
müssen einerseits verbindliche Reduktions- und Umsetzungsziele formuliert werden, und an-
dererseits muss die Umsetzung der Maßnahmen regelmäßig kontrolliert werden.

Mit einer solchen kommunalen Strategie kann die Universitätsstadt Marburg nicht nur eine 
Vorreiterrolle bei der Bekämpfung von Mikroplastik werden. Magistrat und Stadtverordneten-
versammlung kämen damit ihrer Verantwortung für Mensch und Umwelt nach.

Hans-Werner Seitz Dietmar Göttling
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6946/2019
öffentlich
12.08.2019

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Sicherung des Fahrradverkehrs auf der 
Weidenhäuser Brücke

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird beauftragt,

 umgehend Fahrradstreifen in beide Richtungen auf der Weidenhäuser Brücke zu mar-
kieren. Hierfür soll die Doppelspur genutzt werden, so dass der motorisierte Individu-
alverkehr (MIV) jeweils einspurig geführt werden soll.

 auf der Brücke eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf Tempo 30 festzulegen.

Begründung:

Mit der Wiedereröffnung der Weidenhäuser Brücke ist eine wichtige innerstädtische Verbin-
dung wieder zugänglich. Die Renovierung ist architektonisch gelungen und – was heutzutage 
ja überhaupt nicht selbstverständlich ist – auch im vorgesehenen Zeitlimit abgeschlossen.

Die verkehrspolitische Regelung des gesamten Bereichs vom Rudolphsplatz über die Brücke 
bis hin zum Erlenringcenter wird allerdings den Implikationen der Klimadebatte und den Vor-
gaben des Beschlusses zum Klimanotstand in keiner Weise gerecht.

Auf der renovierten Brücke fehlen die von der Marburger Linke seinerzeit beantragten Fahr-
radstreifen. In Verbindung auch mit einer fehlenden Geschwindigkeitsbegrenzung macht dies 
die Befahrung der Brücke für den Fahrradverkehr zwischen dem stark frequentierten Rudol-
phsplatz und der Einmündung Weidenhausen und der breiten Erlenringtrasse zusätzlich ge-
fährlich. Dies ist sofort nachzubessern.

Henning Köster Renate Bastian Stefanie Wittich
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6974/2019
öffentlich
27.08.2019

Antragstellende Fraktion/en: SPD
BfM
CDU

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktionen von SPD, BfM und CDU betr. multiresistente Keime in 
Gewässern

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird gebeten, einen Bericht des Kreisausschusses des Landkreises Marburg-
Biedenkopf über die Betroffenheit des Landkreises zur Belastung mit multiresistenten Keimen 
in Gewässern anzufordern und der Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.

Begründung:

Wegen der aktuellen Berichterstattung in Rundfunk und Fernsehen über die Belastung von 
hessischen Gewässern – auch der Lahn – mit multiresistenten Keimen besteht dringender 
Informationsbedarf.

Matthias Simon Andrea Suntheim-Pichler Jens Seipp

zu TOP 4.3
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6981/2019
öffentlich
29.08.2019

Antragstellende Fraktion/en: B90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr.: Multiresistente Keime in der Lahn in 
Marburg

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert:

1. sich unverzüglich an den Abwasserverband Marburg zu wenden und dafür zu sorgen, dass 
die Kläranlage in Cappel mit dem höchstmöglichen Filtersystem ausgerüstet wird,

2. regelhaft eigene Wasserproben an verschiedenen repräsentativen Stellen der Lahn zu 
nehmen, um die Wasserqualität kontinuierlich überprüfen zu können,

3. die Öffentlichkeit in geeigneter Form über potentielle Gefahren für gesundheitlich 
geschwächte Personen durch das Vorkommen der multiresistenten Keime zu informieren,

4. das Regierungspräsidium aufzufordern, alle rechtlichen Möglichkeiten bei der Erteilung 
von Genehmigungen für die Einleitung von Betriebsabwässern bei Einrichtungen mit 
Antibiotikaanwendungen (Kliniken, Alten- und Pflegeheime) zu nutzen, um Gefahren für 
die Bevölkerung zu vermeiden.

Begründung:

Die Gesundheit ist das höchste Gut eines jeden Menschen. Dieses zu gewährleisten ist 
wichtigste Aufgabe behördlichen Handelns.
Die Lahn bei Marburg ist laut einer aktuellen Untersuchung im Auftrag des Hessischen 
Rundfunks ein Hotspot bei dem Aufkommen multiresistenter Keime. Diese Funde gelten als 
besonders gefährlich, da eine durch diese infizierten Keime verursachten Erkrankung, nur 
schwer therapierbar ist und nicht mal ein Reserveantibiotikum helfen kann.

zu TOP 4.4
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Dietmar Göttling
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6989/2019
öffentlich
05.09.2019

Antragstellende Fraktion/en: CDU
SPD
BfM

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und BfM betr. Maßnahmen zur Begrünung von 
Dachflächen

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird gebeten

1. Die Dächer der Wartehäuschen an den vorhandenen Bushaltestellen begrünen zu lassen, 
soweit das ohne unverhältnismäßig hohe Kosten möglich ist.

2. Dafür Sorge zu tragen, dass ab sofort bei allen neu zu errichtenden Wartehäuschen nach 
Möglichkeit eine Begrünung erfolgt.

3. Auf Basis des Grünflächenkatasters ein Programm vorzubereiten, das eine Begrünung al-
ler potenziell möglichen Dachflächen der stadteigenen Gebäude und der Gebäude der 
städtischen Gesellschaften vorsieht soweit dies technisch möglich und finaziell vertretbar 
ist.

4. Das bestehende Förderinstrument für Gründach-Zuschüsse zu verstetigen und zu verbes-
sern, indem Fristen für Antragstellung und Ausführung entfallen und indem nach Möglich-
keit auch Eigenleistungen bezuschusst werden können.

Begründung:

Mit entsprechender Bepflanzung können Dachflächen einen wichtigen Beitrag zur Förderung 
der Biodiversität und zur Minderung der Folgen des Klimawandels leisten. 
Das Beispiel der Stadt Utrecht mit der Begrünung bei Bushaltestellen zeigt, dass beispielswei-
se mit einer entsprechenden Bepflanzung von Dachflächen an Bushaltestellen Lebensräume 
für Hummeln, Bienen und andere Insekten geschaffen werden können. Dadurch wird ein Bei-
trag gegen das Artensterben geleistet, ohne dass die begrünten Dachflächen besonders pfle-
geintensiv wären.
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Dachflächen auf Gebäuden, Turn- oder Lagerhallen bieten durch ihre bepflanzbare Größe ein 
großes Potenzial zur Verwirklichung der Ziele Biodiversität, Artenschutz sowie Verbesserung 
des Mikroklimas durch geringere Aufheizung von Flächen sowie Reduktion von Feinstaub. 
Das Gründach-Kataster der Stadt Marburg zeigt diese Flächenpotenziale eindrucksvoll auf. 
Im Sinne einer Vorbildfunktion sollen die Stadt Marburg sowie die städtischen Gesellschaften 
alle Flächen prüfen, die für eine Begrünung in Frage kommen, und hier auch eine Begrünung 
vornehmen.

Die bestehende Fördermöglichkeit für die Begrünung von Dächern privater Bauherr*innen er-
scheint zu restriktiv, um nachhaltige Wirkung zu erzielen. Bislang können Anträge erst nach 
der Haushaltsgenehmigung in einem bestimmten Zeitraum begrenzten Zeitraum gestellt wer-
den. Die Maßnahmen müssen dann zeitnah abgeschlossen sein, um sie noch im laufenden 
Haushaltsjahr abzurechnen. Hier ist eine Verstetigung wünschenswert, zumal angesichts des 
Fachkräftemangels Fachfirmen oft nicht in der Lage sind, kurzfristig Aufträge auszuführen. Die 
Bauherr*innen brauchen zudem Planungssicherheit über eng getaktete Fristen hinaus. Eigen-
leistungen, wie sie gerade im privaten Wohnungsbau üblich sind, werden derzeit nicht bezu-
schusst. Auch hier sind die bestehenden Richtlinien weiterzuentwickeln. Ziel ist, eine größere 
Zahl von begrünten Dachflächen im privaten Bereich zu erreichen.

Mit den Maßnahmen für Gebäude in eigener Verantwortung kann die Stadt Marburg eine Vor-
bildfunktion für andere einnehmen.

Jens Seipp Andrea Suntheim-Pichler Alexandra Klusmann
Dirk Bamberger Roland Frese Thorsten Büchner
Karin Schaffner Steffen Rink
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6990/2019
öffentlich
05.09.2019

Antragstellende Fraktion/en: CDU
SPD
BfM

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Vorberatung Öffentlich
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und BfM betr. Abstellplätze für Fahrräder im Um-
feld des Marktplatzes

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten im Umfeld des Marktplatzes / Stadtverordnetensitzungssaales aus-
reichend Abstellplätze für Fahrräder zu schaffen.

Begründung:

In der Marburger Oberstadt gibt es so gut wie keine öffentlichen Abstellmöglichkeiten für Fahr-
räder. Die Radfahrer sind gezwungen Zäune, Straßenlaternen und Mülleimer zum sicheren 
anschließen ihrer Räder zu nutzen. Im Rahmen des Klimaschutzes sind insbesondere auch 
die Stadtverordneten aufgerufen, zu den Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und ih-
rer Ausschüsse mit dem Fahrrad anzureisen. Im Umfeld des Marktplatzes bzw. des Stadtver-
ordnetensitzungssaales befinden sich allerdings keine entsprechenden Abstellmöglichkeiten, 
die es auch nur einem Viertel aller Stadtverordneten möglich machen würden, ihr Rad sicher 
und nicht verkehrsbehindernd abzuschließen.

Roger Pfalz Anna Zels Andrea Suntheim-Pichler
Jens Seipp Roland Frese
Karin Schaffner

zu TOP 4.6
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6991/2019
öffentlich
05.09.2019

Antragstellende Fraktion/en: CDU
SPD
BfM

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Vorberatung Öffentlich
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und BfM betr. Fahrradgaragen

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, ggf. in Zusammenarbeit mit der Stadtwerke Marburg GmbH, die 
Fahrradgaragen an der Südseite des Parkhauses Pilgrimstein wieder nutzbar zu machen und, 
wenn möglich, in der Innenstadt weiter solche Fahrradgaragen zu errichten. 

Begründung:

Immer mehr Bürgerinnen und Bürger nutzen für ihre Wege in die Marburger Innenstadt hoch-
wertige Fahrräder oder E-Bikes. Für eine diebstahl- und vandalismussichere Abstellmöglich-
keit sind die meisten Nutzer dieser Räder bereit auch Parkgebühren zu bezahlen. Die vorhan-
denen Fahrradgaragen an der Südseite des o.g. Parkhauses sind nicht nutzbar müssen in-
standgesetzt werden. Darüber hinaus wäre es sinnvoll weitere solche Garagen an anderen 
Stellen der Innenstadt zu errichten.

Roger Pfalz Schaker Hussein Andrea Suntheim-Pichler
Jens Seipp Gerald Weidemann Roland Frese
Karin Schaffner

zu TOP 4.7
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6532/2018
öffentlich
12.11.2018

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Vorberatung Öffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke bzgl. Ausweitung der Mitnahmeregelung der ÖP-
NV-Jahreskarte

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird beauftragt, 

1. für die Stadtwerke unmittelbar folgende Sonderregelung zu erwirken:
Inhaber*innen einer RMV-Wochen, -Monats oder Jahreskarte für Erwachsene oder ei-
ner 65-plus-Karte dürfen auf allen Linien des Stadtbusverkehrs jederzeit beliebig viele 
Kinder unter 15 Jahren kostenlos mitnehmen.

2. Sich im Aufsichtsrat des RMV dafür einzusetzen, dass diese Mitnahmeregelung ver-
bundweit gilt.

Begründung:

Bislang gilt diese Regelung nur wochentags ab 19 Uhr und an den Wochenenden sowie an 
Feiertagen ganztags. 
Familienpolitisch ist es kontraproduktiv, wenn tagsüber Eltern oder andere Erwachsene mit 
Zeitkarten keine Kinder kostenlos mitnehmen dürfen. Gerade Familien mit mehreren Kindern 
müssen entlastet werden, wo immer es geht. Ansonsten ist zu befürchten, dass Familien aus 
Kostengründen lieber das Auto benutzen.

Jonathan Schwarz Elisabeth Kula Jan Schalauske
Renate Bastian Inge Sturm
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